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Öffentlichkeit 
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1. »Öffentlichkeit« ist ein Wort, das kaum zu 
übersetzen ist. Wenn im Englischen »Öffentlich-
keit« publie sphere heißt, dann bleiben zwar die 
für die deutsche Begriffsgeschichte wichtigen se-
mantischen Elemente von lateinisch publieus erhal-
ten. Aber die im Deutschen vorhandenen Momente 
anschaulicher Natur: das Offene, Offensichtliche 
und Offenbare fehlen, Gehalte, die den engen Be-
zug zwischen »Öffentlichkeit« und praktisch-poli-
tischer Vernunft plausibel machen.
' 
Wer die Frage - was ist das eigentlich: Öffent-
lichkeit?2 - sachgemäß beantworten will, der merkt 
bald, dass die durch den einen, umfassenden Aus-
druck geweckte Erwartung, auf so etwas wie einen 
einzigen Kerngedanken zu stoßen, falsch ist; zu 
komplex ist das durch das Wort erschlossene Feld 
inhaltlicher Bezüge. An der Suggestion des einen 
Sachverhaltes ist allerdings richtig, dass sie die (je-
denfalls im Deutschen) auffällig enge und durch die 
Begriffstradition immer wieder bestätigte Nähe er-
innert, die die Kategorie der Öffentlichkeit sowohl 
mit der Vorstellung von Staat und Staatlichkeit wie 
mit der Idee der Vernunft verbindet. 
Dieser Spur ist jedoch nicht allzu rasch zu folgen. 
Stattdessen sollte man zunächst auf die Vielfalt 
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sinnvoller Gebrauchsformen von »Öffentlichkeit« 
blicken. »Was ist Öffentlichkeit?« zu beantworten, 
verlangt zuerst einmal, sich nach den Leitdifferen-
zen und Gravitationszentren eines weiten Wort-
feldes zu erkundigen. Das Folgende beansprucht 
nicht, eine erschöpfende Liste der möglichen Un-
terscheidungen zu liefern; es geht lediglich um 
einen ungefähren Überblick. 
Den Ausgangspunkt bilden vier Redeweisen: 
(a) »Die Öffentlichkeit hat das Recht zu erfahren 
[ ... ] (z. B. wie die persönlichen Verhältnisse 
prominenter Politiker beschaffen sind)« 
(b) »Es liegt im öffentlichen Interesse, dass [ ... ] 
(z. B. die Bilanzen großer, börsenkotierter fir-
men transparent und verlässlich sind)« 
(c) »Nur im Raum der Öffentlichkeit bildet sich 
[ ... ] (z.B. ein Bewusstsein europäischer Ge-
meinsamkeit)« 
(d) »Die Öffentlichkeit ist Garant dafür, dass [ ... ] 
(z. B. private oder politische Machtkonzentra-
tionen limitiert werden)« 
Die Reihe ließe sich verlängern. Gleichwohl sind 
ihr grundsätzliche Orientierungen zu entnehmen; 
unter zwei Gesichtspunkten: im Hinblick auf die 
Thematisierungsfelder von Öffentlichkeit (1.1) 
und im Hinblick auf die Rolle, in der Öffentlichkeit 
im Rahmen solch thematisch-spezifischer Bezug-
nahmen auftritt (1.2) . 
1.1 Den Redeweisen a) - d) lassen sich vier ver-
schiedene Sachgebiete und wissenschaftliche Dis-
ziplinen zuordnen. Der erste Fall (a) gehört zum 
»publizistischen Feld«, d. h. zu den diskursiven 
Praktiken, die Journalisten, Medienrepräsentanten, 
all diejenigen benutzen, die in irgendeiner Weise 
die Meinungsbühnen, Informationskanäle usw. zu 
betreiben und zu füllen haben, die wir gewöhnlich 
(Massen-)Medien nennen. Der zweite Fall (b) 
steht für das juristische Feld diskursiver Beschäfti-
gung mit dem Öffentlichen bzw. der Öffentlich-
keit. Die Angehörigen dieses Feldes bearbeiten ex-
plizit die institutionell-normativen, positivrecht-
lichen Strukturen, durch die festgelegt wird, was 
als sanktioniert bzw. nicht sanktioniert behauptet 
werden darf. 
Das dritte Feld (c) lässt sich als das soziologische 
bezeichnen. In ihm werden die Dinge erörtert, die 
»Gesellschaft« und »Gesellschaftlichkeit« aus-
machen. Das heißt: Es ist bestimmt durch das, was 
Soziologen tun, wenn sie die Gegenstände ihres Fa-
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ches erforschen; u. a. so etwas wie die »soziale Iden-
tität« oder das »Wir-Gefühl« einer Gruppe von 
Menschen. Analog zum dritten definiert sich das 
vierte Feld (d): Der politologische (nicht der politi-
sche!) Diskurs thematisiert Öffentlichkeit im Rah-
men der Systeme des Politischen. Der politische 
(nicht der politologische!) Diskurs über die Öffent-
lichkeit ist weder auf einem der vier genannten Fel-
der exklusiv noch auf einem speziellen eigenen Ge-
biet anzusiedeln, denn er enthält Elemente aus je-
dem der angeführten Thematisierungsmodi, wenn 
er als Auseinandersetzung um Entscheide staatlich-
politischer Natur stattfindet. ' 
Am politischen Diskurs zeigt sich besonders 
deutlich, was beim Umgang mit dem Problem »Öf-
fentlichkeit« primär zu beachteit ist: Nämlich die 
unterschiedlichen Thematisierungsweisen, die es 
vorweg schon in je anderer Weise konzeptualisiert 
haben. Ergo: Was »Öffentlichkeit« bedeutet, hängt 
jedenfalls am diskursiven Feld, in dem der Aus-
druck auftaucht; an den praktjschen Interessen, 
theoretischen Fragen und systematischen Impera-
tiven der im besonderen Feld Agierenden. Es gibt, 
so gesehen, nicht »die« Öffentlichkeit als einheit-
lichen Sachverhalt, sondern nur den Gegenstand 
»Öffentlichkeit« in diversen Erkenntnis- und 
Handlungshorizonten. 3 
1.2 Im publizistischen Feld (a) fungiert Öffent-
lichkeit meist als zu befriedigende Treugeberin der-
jenigen, die gewissermaßen auftragsgerecht die be-
rechtigten Prätentionen ihrer Treuhandkunden zu 
erfüllen haben. Kritisch formuliert: Die Bezugnah-
me auf Öffentlichkeit vermag der Rechtfertigung 
von Akten publizistischer Akteure zu dienen, auch 
wenn diese um willen höchst partikularer Interes-
sen (z. B. rein kommerzieller Natur) vorgenommen 
werden; die Rede von den »Medien im Dienst der 
Ideale und Funktionsvoraussetzungen einer freien 
Gesellschaft« ist oft nur ideologischer Überbau. 
Im juristischen Feld (b) hat »das Öffentliche« 
(i. S. des »öffentlichen Wohls«), »die Öffentlich-
keit« (als Ort demokratischer Selbstgestaltung) die 
Bedeutung oder die Rolle der Legitimationsinstanz 
hoheitlicher Entscheide und Einrichtungen bzw. 
allgemein verbindlicher Normsetzungen. Ohne 
Zweifel ist auch hier, wie im vorigen Fall, die Frage 
nach der Triftigkeit der jeweiligen Legitimierung 
erlaubt. 
Der Diskurs auf dem soziologischen Feld (c) be-
zieht sich typischerweise auf »Öffentlichkeit« nicht 
in normativen oder rechtfertigenden Kontexten, 
sondern in erklärender Absicht. Öffentlichkeit in-
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teressiert in solcher Perspektive zunächst als das 
vermittelnd Offene eines von vielen geteilten 
Raumes (oder Mediums), in welchem einander 
fremde Individuen kollektiv gültige Wertvorstel-
lungen, Bedürfnisbewertungen, Traditionsinter-
pretationen, Wir-Intentionen, ein Zusammengehö-
rigkeitsbewusstsein entwickeln. Zweitens, und im 
Gegenzug zum Thema der Öffentlichkeit als des 
Integrationsmediums einer sozialen Gruppe, unter-
sucht soziologische Forschung die desintegrieren-
de, überlieferte Identitäten zersetzende Wirkung 
neu entstandener, technisch entgrenzter und mora-
lisch liberalisierter Öffentlichkeiten. Beiden Hin-
sichten gemeinsam ist mithin die Deutung der 
Öffentlichkeit als eines unpersönlichen, nicht sub-
jekthaft agierenden Bedingungsgefüges von Vor-
gängen der Vergesellschaftung. 
Auch im politologischen Feld (d) kann Öffent-
lichkeit als bloßes Medium oder Kommunikations-
netz thematisiert werden. Auffälliger sind aller-
dings die Rollen, in denen die Öffentlichkeit einer-
seits als liberal-(macht)kritische Instanz erscheint, 
anderseits als Synonym des »Volkes« i. S. des de-
mokratischen Souveräns. Für die zwei zuletzt ge-
nannten Rollen charakteristisch ist die Verschie-
bung des Akzentes von der medial-unpersönlichen 
auf die aktiv-eingreifende Funktion: Die Öffent-
lichkeit wird zum Kollektivsubjekt, das »kontrol-
liert«, »entscheidet«, »fühlt«, »möchte« usw. 4 
Schon ein kurzer Durchgang durch die alltags-
sprachlich verfügbaren Sinndimensionen von »Öf-
fentlichkeit« zeigt die Vielfalt, Opazität und Wider-
sprüchlichkeit des Begriffs. »Öffentlichkeit« kann 
in beschreibender wie in normativer Absicht ver-
wendet werden. Öffentlichkeit ist Thema diverser 
Subdisziplinen der Soziologie;S sie ist Gegenstand 
in der Staatsrechtslehre wie der deskriptiv-analyti-
schen Politologie; zweifellos ist sie zu einem Basis-
begriff der modernen praktischen Philosophie ge-
worden. Die Annahmen, die sich mit ihrer Wirk-
lichkeit verknüpfen, sind fundamental für das 
neuzeitliche Konzept rechtsstaatlich-demokrati-
scher Souveränität und Autonomie. 
Das lässt sich genetisch auf der Folie einer be-
griffsgeschichtlichen Erörterung entfalten. Damit 
kommen auch die zwei für die Gegenwartsphiloso-
phie exemplarischen Öffentlichkeitstheorien in den 
Blick: Die Aufklärungsphilosophie der Kantischen 
Rechts- und Staatslehre,6 sowie die für die Zeit 




2. - 2.1 Im opus magnum seiner politischen Phi-
losophie, in Faktizität und Geltung (1992), liefert 
J. HABERMAS eine zweiteilige Definition von »Öf-
fentlichkeit«. Zum einen ist sie per negationem for-
muliert, was die Schwierigkeit der Aufgabe signali-
siert; zum anderen (im positiven Teil) fokussiert sie 
sich auf einen eher engen Aspekt von »Öffentlich-
keit«. Für HABERMAS· ist die Öffentlichkeit primär 
ein sozialer Raum, ein »Netzwerk für Kommuni-
kation«. Dennoch hat diese Definition für die aktu-
elle politische Philosophie prinzipielle Bedeutung. 
In ihr kondensieren sich sowohl HABERMAS' eigene, 
über vierzigjährige Beschäftigung mit dem Thema 
wie die Tendenzen einer vom 17. Jh. her reichenden 
Begriffs- und Problem tradition. 
»>Öffentlichkeit< ist zwar ein ebenso elementares 
gesellschaftliches Phänomen wie Handlung, Aktor, 
Gruppe oder Kollektiv; aber es entzieht sich den 
herkömmlichen Begriffen für soziale Ordnung. 
Öffentlichkeit lässt sich nicht als Institution und 
gewiss nicht als Organisation begreifen; sie ist 
selbst kein Normengefüge mit Kompetenz- und 
Rollendifferenzierung, Mitgliedschaftsregelung 
usw. Ebenso wenig stellt sie ein System dar; sie er-
laubt zwar interne Grenzziehungen, ist aber nach 
außen hin durch offene, durchlässige und ver-
schiebbare Horizonte gekennzeichnet. Die Öffent-
lichkeit lässt sich am ehesten als ein Netzwerk für 
die Kommunikation von Inhalten und Stellung-
nahmen, also von Meinungen beschreiben; dabei 
werden die Kommunikationsflüsse so gefiltert und 
synthetisiert, dass sie sich zu themenspezifisch ge-
bündelten öffentlichen Meinungen verdichten. «8 
»Öffentlichkeit« wird von HABERMAS unter fünf 
Hinsichten definiert; nämlich als Struktur oder so-
zialer Raum (a), in dem durch aktive und durch 
rezeptive Akteure9 (b) eine spezifische Stimme, die 
»öffentliche Meinung«, (c), erzeugt wird, die zwi-
schen dem politischen System, das rechtsverbind-
liche Entscheide produziert, und der ursprünglichs-
ten Sphäre menschlich-kommunikativer Vergesell-
schaftung, der »Lebenswelt«, ·vermittelt (d) und 
dabei - im Rahmen demokratischer Selbststeue-
rung der Gesellschaft - in erster Linie die Aufgabe 
eines Warnsystems und eines Resonanzbodens für 
neue Problemstellungen erfüllt (e). 
2.2 Die als »Netzwerk für Kommunikation« defi-
nierte Öffentlichkeit muss als Moment eines grös-
seren Zusammenhanges erläutert werden; nur so 
erreicht man sowohl begriffliche Klarheit wie die 
dem Phänomen gemässe Komplexität. Beides leistet 
HABERMAS' Vorschlag; bemerkenswert ist außer-
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dem, wie er die elementare Zweideutigkeit auflöst, 
die zum Wortfeld »Öffentlichkeit« gehört: Als 
»Netzwerk für Kommunikation« ist sie Medium 
und Diskursraum, aber keineswegs ein die Selbst-
gestaltung der Gesellschaft aktiv prägendes Kollek-
tivsubjekt. Diskursraum oder Diskurssubjekt, der 
unaufgelöste Gegensatz irritiert immer wieder die 
Rede über »die« Öffentlichkeit. Im Rahmen be-
griffsgeschichtlicher Darstellung10 ist er an vielen 
Stellen der semantischen Struktur aufzuweisen, 
die das Begriffsfeld »Öffentlichkeit«, »öffentlich« 
durchzieht; augenfällig etwa beim Bedeutungswan-
del des Wortes »Publikum« im 18. Jh. 
Vom passiven Adressaten obrigkeitlicher Rechts-
akte entwickelt sich das »Publikum« zur gebildeten 
bürgerlichen Gesellschaft, die aktiv geschmacksbil-
dend am buchdruckvermittelten bzw. schriftlichen 
Austausch der Meinungen und Ansichten partizi-
piert: »Die durch literarische Fehden, freie Zeit-
schriftenbeiträge und private Korrespondenzen ge-
förderte Aktivierung des Publikums verhalf dem 
literarisch gebildeten Bürgertum zum neuen 
Selbstverständnis eines öffentlichen Zusammen-
hanges jenseits der [absolutistisch-feudalen, G. K.]) 
politischen Ordnung [ ... ] In der wechselseitigen 
Kritik ihrer >Bürger< machte sich das Publikum 
selbst zum Subjekt einer >Gesellschaft<, deren 
Grundgesetz die Möglichkeit der freien Teilnahme 
für alle Mitglieder war.« 11 
»Publikum« - zunächst nur Begriff für einen 
prinzipiell passiv-rezeptiven Adressaten- oder Hö-
rerkreis - wird zum Namen eines vielstimmigen 
»Senders« und Impulsgebers und darüber hinaus 
zum Titel für den eigentlichen Agenten der prak-
tisch-politischen Vernunft. Kronzeuge dieses Ge-
brauchs ist l. KANT. In der Beantwortung der Frage: 
Was ist Aufklärung? von 1784 finden sich die fol-
genden, berühmten Sätze: »Es ist also für jeden 
einzelnen Menschen schwer, sich aus der beinahe 
zur Natur gewordenen Unmündigkeit herauszuar-
beiten [ ... ] Dass aber ein Publikum sich selbst auf-
kläre, ist eher möglich, ja es ist, wenn man ihm nur 
Freiheit lässt, beinahe unausbleiblich.«12 
Das Substantiv »Öffentlichkeit« entwickelt sich 
allerdings erst allmählich aus dem Adjektiv »öf-
fentlich«, aber in der Begriffsgeschichte von »öf-
fentlich« findet man im 17. und 18. Jh. die Heraus-
bildung jener Bedeutungsschwerpunkte, die die 
eben bezeichnete Veränderung des Publikums-
begriffs vorbereitet haben: »Zunächst, im 17. Jh., 
nimmt >öffentlich<, infolge der Ausbildung des mo-
dernen Staatsrechts, die Bedeutung von >staatlich< 
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an (= 1. Schwerpunkt); gegen Ende des 18. Jh. tritt 
>öffentlich< in enge Beziehung zum Vernunft-
anspruch der Aufklärung (2. Schwerpunkt).«13 
»Öffentlich« und »das Öffentliche« bedeuten also 
zuerst das Staatliche, dann das Offensichtliche und 
Offenbare im und vor dem Forum des allgemeinen 
Menschenverstandes. Beide Bedeutungsprägungen 
sind nicht selbstverständlich und erklärbar nur 
durch die Wirkung tiefreichender geschichtlicher 
Kräfte (v. a. derjenigen der Realisierung der absolu-
tistischen Staatsform), sowie durch den semanti-
schen Einfluss des lateinisch-romanischen »publi-
cus« bzw. des englischen »public«.' 
Die Bedeutung von »staatlich« erhält »öffent-
lich« als Übersetzung von »publicus« im Gefolge 
der neuzeitlichen (theoretischen wie praktischen) 
Installierung einer überparteilich-souveränen, po-
litischen Herrschaftsmacht. Th. HOBBES verwendet 
das Attribut »public« durchgängig zur Bezeich-
nung der höchsten Staatgewalt; er folgt damit dem 
Sprachgebrauch, der seit dem Ausgang des 16. Jh. 
zur generellen Präzisierung des Attributes »publi-
cus« tendierte, sodass es nun möglich geworden 
war, dem Wort ohne weiteres die gegenüber seinen 
vielfältigen Sinngehalten im späten Mittelalter spe-
zifische Bedeutung von »staatlich« zuzuweisen. 
Diese Spezifizierung ist eine Bedeutungsschwelle 
von »säkularem Umfang« (HöLscHER); sie beginnt 
im Frankreich der Hugenottenkriege und ist in 
Deutschland mit der rechtssprachlichen Überset-
zung lateinischer Ausdrücke wie »officium publi-
cum«, »servus publicus« etc. durch »öffentlich« 
(= »staatlich«), erst im beginnenden 18. Jh. abge-
schlossen. 14 Die zweite Bedeutungsbestimmung 
geschieht 50 Jahre später. Auch sie schließt an Ver-
schiebungen im Gebrauch des lateinischen »publi-
cus« an und ihr Ergebnis ist die mit KANTS Aufklä-
rungsphilosophie vollzogene Nobilitierung des 
(Lese-)Publikums als der Inkarnation aufkläreri-
scher Vernunft. Ausgelöst wird diese enge Verbin-
dung des Öffentlichen mit dem Vernünftigen so-
wohl von sozialen Vorgängen wie von semanti-
schen Ursachen: »Seit Ende des 17. Jh. bekamen 
antike und humanistische Bedeutungsmomente 
des Wortes >publicum<, >publicus<, die in der Juris-
tensprache des 16. und 17. Jh. ausgeblendet worden 
waren, mit dem Aufstieg des bürgerlichen Publi-
kums eine neue Bewertung. Dies erlaubte es, das 
Attribut auch anderen gesellschaftlichen Zusam-
menschlüssen als der staatlichen Gemeinschaft zu-
zuordnen.« 15 
Publik, öffentlich waren nun nicht mehr allein 
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die Sphären staatlich-obrigkeitlicher Autorität, 
sondern auch jene Bezirke des Umgangs von Men-
schen mit Menschen, die nicht hierarchisch-herr-
schaftlich, sondern gesellig-argumentativ geordnet 
waren. Deren Wirklichkeit, empfunden als natür-
licherweise entstanden und nicht als künstlich ge-
macht, wurde zur Manifestation des offensichtlich 
Vorbildlichen und eigentlich Vernünftigen. Dieses 
Verständnis verfestigte sich allmählich, bis in der 
zweiten Hälfte des 18. Jh. der andere Bedeutungs-
schwerpunkt des Begriffs erreicht worden war: Das 
Adjektiv »öffentlich« bezeichnete nun neben dem 
Geltungsbereich staatlicher Autorität auch den 
geistigen und sozialen Raum bzw. qua »publicum« 
oder »die« Öffentlichkeit auch die Instanz, in dem 
(und durch die) die staatliche Autorität sich recht-
fertigen - oder auch kritisieren lassen - muss: »Die 
seither stets mögliche kritische Frage, ob die öffent-
liche Ordnung des Staates tatsächlich der durch die 
Vernunft, die öffentliche Moral bzw. die gesell-
schaftlichen Bedürfnisse vorgeschriebenen >natür-
lichen Ordnung< entspricht, bedient sich der Mehr-
deutigkeit des Wortes >öffentlich<, im Sinne von 
>offensichtlich< und >staatlich<, um daraus die For-
derung nach ihrer Harmonisierung abzuleiten.«16 
Seit dem 18. Jh. kommen also im gleichen Wort 
»Öffentlichkeit« bzw. »öffentlich« Momente zu-
sammen, die zueinander in Verhältnissen span-
nungsvoller Wechselseitigkeit stehen und die noch 
heute im allgemeinen Sprachgebrauch virulent 
sind: staatliche und spontane soziale Ordnung, 
Hoheitsakte und Resultate freier Diskurse, obrig-
keitliche Legalitäts- und vernünftige Begründungs-
ansprüche, politische Herrschaft und gesellschaft-
liche Gegenrnacht. 
2.3 An der Geschichte des Begriffs werden die 
Gedankenmotive erkennbar, die die aufklärerisch-
vernunftrechtliche Theorie der Öffentlichkeit for-
miert haben. Aus dem vorausgesetzten Vertrauen 
in die Macht der einen Vernunft, die sich realisiert 
im Gespräch freier und vernünftiger Subjekte, also 
in der Praxis kommunikativer Wechselseitigkeit, 
dem genuinen Ort gemeinschaftlicher Selbstgestal-
tung, erwächst diese Erwartung kollektiver, gerech-
ter und rationaler Autonomie, die im Lauf des 19. 
und 20. Jh. zum realpolitischen Anspruch auf 
rechts staatlich-demokratische Verfassungsstruktu-
ren wird. Dabei sind die den ganzen Prozess leiten-
den Vernunftideen - die Ideen einer funktionieren-
den Öffentlichkeit, der Volkssouveränität, der De-
mokratie - für einander konstitutiv. Sie bilden ein 




wird, wenn eines seiner Elemente hinfällig er-
scheint. Das erklärt, weshalb so viel vom tatsäch-
lichen Bestand und faktischen Operationsmodus 
empirisch gegebener Öffentlichkeiten abhängt -
und weshalb deren erfahrungswissenschaftliche Er-
fassung ein so prominentes Thema der Gegen-
wartssoziologie geworden worden ist. 
Auch die vielen Rollen, die »Öffentlichkeit« in 
den aktuellen Thematisierungsfeldern überneh-
men kann, lassen sich allesamt als Produkte (und 
insofern als legitime Erben) langer historischer 
Spracharbeit durchsichtig machen. Die einen Be-
deutungsmöglichkeiten zugunsten der andern eli-
minieren zu wollen, wäre ebenso willkürlich wie 
undurchführbar. Wichtig bleibt jedoch die Beach-
tung der methodischen Maxime, dass - wer immer 
sich mit »Öffentlichkeit« beschäftigt - über die spe-
zifischen Thematisierungsbedingungen Bescheid 
wissen muss, unter denen er steht, wenn er sich 
mit der Sache befasst. Und bei jeder derartigen Klä-
rung spielen mindestens drei Polaritäten eine Rolle: 
Ist die Öffentlichkeit, mit der man es gerade zu tun 
hat, ein medialer, sozialer Raum oder ein aktives 
Kollektivsubjekt ? Ist sie ein Ausdruck hoheitlicher 
Fürsorge und Handlungsbefugnis oder eine Er-
scheinung freier gesellschaftlicher Kommunikati-
on? Ist sie eine faktische Größe (wie etwa die empi-
risch erhobene »öffentliche Meinung« zu Präsident 
CLlNTONS Verhalten in der LEWINsKY-Affäre) oder 
in erster Linie ein normatives Ideal (wie die »kriti-
sche Öffentlichkeit mündiger Bürger und Bür-
gerinnen«) - oder ist sie eine Verbindung normati-
ver und deskriptiver Befunde? 
3. - 3.1 Die Polarität zwischen dem Ideal und der 
Wirklichkeit einer gegebenen Öffentlichkeit mar-
kiert den heute am heftigsten umstrittenen Punkt 
der Sache, jedenfalls in der Perspektive der an den 
Legitimationsproblemen politischer Ordnung inte-
ressierten praktischen Philosophie. Denn dieser 
geht es mit der Frage »Was ist Öffentlichkeit?« 
vor allem um die Bestimmung von deren Aufgabe; 
um die Antwort auf die Frage: »Was soll Öffent-
lichkeit?« Damit ist man aber unvermeidlich in die 
Kontroverse um die Feststellung von ihren fak-
tischen Chancen und Schranken (»Was kann Öf-
fentlichkeit überhaupt leisten und was nicht? Und 
was unter welchen Voraussetzungen?«) verstrickt. 
Wer von »der Öffentlichkeit« bzw. von den durch 
sie ermöglichten Akteuren verlangt, dass sie z. B. 
Garanten der Liberalität gesellschaftlich-politischer 
Verhältnisse sind oder die Basis der demokratisch-
Öffentlichkeit 
volkssouveränen Legitimation eines Staatswesens 
bilden, der muss über Annahmen und Erkenntnisse 
verfügen, die zumindest als grundsätzlich realisier-
bar konstatieren, was idealiter gefordert wird. Das 
ist trivial. Nicht trivial ist jedoch die (v. a. für die 
Heuristik empirischer Sozialwissenschaften we-
sentliche) Einsicht, dass das, was Öffentlichkeit 
»kann«, gar nicht unabhängig von dem zu bestim-
men ist, was sie »können sollte«, die Erfassung des 
Faktischen also selbst und von Anfang an schon im 
normativen Rahmen eines umfassenden Entwurfs 
steht. Dieser konzeptionelle Entwurf findet sich im 
Horizont der neuzeitlichen praktischen Philoso-
phie; ihr Horizont ist für alle heutigen Thematisie-
rungsweisen immer noch konstitutiv. Am nachhal-' 
tigsten dargelegt wird er durch das Ganze von 
KANTS liberaler Rechts- und Staatsphilosophie17 -
die zugleich das ist, wovon die vernunftskeptische, 
gegenaufklärerische Kritik sich abstößt (vgl. unten 
3.3). 
Kern des neuzeitlichen (Kantischen) Begriffs der 
Vernunft ist die Idee ihrer bewährbaren Universali-
tät: Die Vernunft ist eine Kraft, die kontextunab-
hängig überall dieselben theoretischen und prakti-
schen Einsichten zu erzeugen vermag; bei allen 
Menschen, die sich sorgfältig und unvoreingenom-
men auf das je eigene Denkvermögen einlassen. 
Was vernünftig ist, ist allgemein gültig und persön-
lich einleuchtend zugleich. Es ist das Fundament, 
das die denkenden lehe zur Gemeinsamkeit des 
Wir vermittelt: indem im Prozess der Vernunft die 
je eigene Überlegung des Einzelnen mit dem für alle 
Richtigen und für jeden richtig Denkenden Maß-
geblichen übereinkommen kann. Und auch wirklich 
übereinkommt, sofern nicht äußere oder innere 
Mächte, fremde Gewalt oder eigene Vorurteile die 
Menschen hindern, sich selbst und einander so lan-
ge zu prüfen, bis sich das Gesuchte - das für alle 
Rechte - in bewährbarer, d.h. vernünftig erkenn-
barer Bestimmtheit zum Vorschein gebracht hat. 
Die wichtigste Realbedingung der gemeinsam-
keitsstiftenden Vernunft ist mithin die Freiheit im 
umfassenden Sinn: die Freiheit der Reflektierenden 
sich selbst gegenüber und die Freiheit im Verkehr 
mit anderen, d. i. die gesellschaftliche Freiheit der 
Diskussion. 
»Sapere aude«, »Habe Mut, dich deines eigenen 
Verstandes zu bedienen«, ist KANTS erstes Postulat 
und zugleich seine primäre Erklärung von »Auf-
klärung«.18 Der Einzelne muss sich von unbefrag-
ter Tradition und autoritärer Gläubigkeit lösen, will 
er zu vernünftiger Selbstbestimmung gelangen. 
Öffentlichkeit 
Damit solch private Selbstoffenheit aber auch ge-
sellschaftlich, also eben öffentlich, wirksam werden 
kann, braucht es zweitens die politische Bedingung 
der Meinungs- und Redefreiheit. Ohne sie wäre ja 
gar nicht möglich, was KANT zuallererst erhofft und 
was für ihn den eigentlichen Motor des Vernunft-
fortschritts bildet: die Selbstaufklärung des "Publi-
kums«. Entsprechend ist "Publizität« in der Kanti-
schen Rechts- und Staatsphilosophie von heraus-
ragender Bedeutung: »Publizität«, die freie 
Diskutierbarkeit von und die freie Zugänglichkeit 
zu jeder mit rationalen Geltungsansprüchen auf-
tretenden Behauptung ist die an 'alle Staatsgewalt 
gerichtete, zwingende Forderung der Aufklärung. 
Und sie ist umso wichtiger, wo und wenn noch 
nicht die Bürger und Bürgerinnen selbst über ihre 
Gesetze befinden können. Also in monarchischen, 
aber vom »Publikum« reflektierten Verhältnissen. 
Für deren Rechtmäßigkeit verlangt KANT, dass 
sich der oberste Gesetzgeber an der »Idee der Ver-
nunft« orientiert, wonach er »seine Gesetze so gebe 
als sie aus dem vereinigten Willen eines ganzen 
Volkes haben entspringen können, und (wonach) 
er jeden Untertan, sofern er Bürger sein will, so 
anzusehen (habe), als ob er zu einem solchen Wil-
len mitzusammengestimmt habe. Denn das ist der 
Probierstein der Rechtmäßigkeit eines jeden öf-
fentlichen Gesetzes.«19 
Diesem Kriterium zu genügen, vermag aber letz-
ten Endes selbst der Monarch nur als Teil des »Pu-
blikums« und nicht als blosser Inhaber der Gesetz-
gebungsautorität. So schliesst sich durch den unge-
hindert sich entwickelnden - »öffentlichen« -
Prozess der Vernunft alles zusammen: die staat-
lichen und die vernunftgerechten Regulierungen; 
das vom Machthaber vorgeschriebene und das 
dem »Probierstein« prinzipieller Rechtmäßigkeit 
Entsprechende; die aufgeklärte persönliche Über-
zeugung und die in der Gesellschaft verwirklichte 
Aufklärung; das Handeln der Einzelnen und die öf-
fentlich- republikanische Gemeinsamkeit. 20 
Für diesen großen Zusammenhang, wenn man 
will: für die umfassende Problemstellung der de-
mokratisch-liberalen Legitimität, steht das Wort 
»Öffentlichkeit« nach 1800 und gewinnt im 19. Jh. 
eine Schlüsselstellung in der deutschen Verfas-
sungsdiskussion. Es ist gerade seine vielfältige Me-
taphorizität und seine begriffsgeschichtliche Man-
nigfaltigkeit, die es dazu prädestiniert haben. Durch 
die mit ihm gegebene Möglichkeit, sehr verschiede-
ne Bedeutungen in einem einzigen Ausdruck zu-
gleich anzusprechen, ist es gewissermaßen zum 
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Kürzel geworden, das die sozialen Probleme, nor-
mativen Forderungen, anthropologischen Annah-
men, gesellschaftlichen Entwicklungen, legitimi-
tätstheoretischen Begründungen etc., die mit der 
modernen, aufklärerischen Rechts- und Staatsidee 
verknüpft sind, in einen Ausgangspunkt zusam-
menbringt: Die Rückbindung des Obrigkeitlichen 
an den Gedanken des Vernunftrechtes wie an den 
der Volkssouveränität; die liberale Kontrolle der 
Mächtigen durch die Regierten; das demokratische 
Interesse an Transparenz; die Ausbildung einer 
Sphäre vernünftig-deliberativen Gemeinsinns, in 
der die einzelne Stimme doch nicht verschwinden 
muss; die Autonomie der Person wie die des Volkes; 
der selbstinduzierte Prozess der Verwirklichung der 
Vernunft - all dies kommt in und mit dem einen 
Ausdruck »Öffentlichkeit« zur Sprache. 
3.2 Was Öffentlichkeit »ist« und - vielleicht -
»kann «, ist nicht losgelöst von dem zu untersuchen, 
was sie können sollte. Das nennen empirische Sozi-
alwissenschafter, die »heuristische« Funktion des 
normativen Konzepts. 21 Das ist zutreffend - und 
zugleich eine Unterbestimmung der prinzipiellen 
Nichthintergehbarkeit der Kategorie »Öffentlich-
keit«. Wer nämlich nur die »heuristische« Notwen-
digkeit einräumt, übersieht den konstitutiven Sinn 
der Kategorie. Denn »Öffentlichkeit« bezeichnet 
Sachverhalte, die es gar nicht unabhängig von nor-
mativen (wenn man will: »kontrafaktischen«) 
Erwartungen und Ansprüchen gibt: von jenen kon-
stitutiven Annahmen in quasi-transzendentaler 
Funktion, die ihren Platz einerseits im Verwei-
sungsgefüge der für das Selbstverständnis moder-
ner Gesellschaften fundamentalen Philosophie der 
allgemeinen Menschenvernunft haben, anderseits 
im Zusammenhang der darauf gestützten liberalen 
Rechtstheorien und Verfassungswirklichkeiten. 
Damit es also überhaupt eine soziale Tatsache 
gibt, an die das Kriterium »Öffentlichkeit als Raum 
kollektiver Selbstgestaltung liberal-demokratischer 
Gesellschaften« anzulegen ist, muss apriori eine 
entsprechende Erwartung existieren. 22 A-priori-Er-
wartungen, als Kriterien fungierende Ideale und 
empirisch beschreibbare Fakten stehen in enger in-
nerer Beziehung; was wiederum Konsequenzen in 
beiderlei Richtungen hat: Je nachdem, was von 
»der« Öffentlichkeit erwartet wird, je nachdem, 
was man ihr zutraut oder zumutet, bildet sich der 
Standard, der erst überprüfbar sein lässt, was Öf-
fentlichkeit »wirklich« ist. Entsprechend leicht sind 
dann - angeblich »rein empirische« - anscheinend 
vorbehaltlos nüchterne, aber natürlich enttäu-
'I'~ 
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sehende Analysen vorzutragen oder gar zu denun-
ziatorischen Zwecken einzusetzen. Man muss nur 
sehr hohe (oder ungeklärte) Prätentionen in den 
Messbegriff einbauen, um dafür zu sorgen, dass 
die »tatsächlich reale« Öffentlichkeit die »normati-
ven« Erwartungen von Philosophen als idealisti-
sehe Utopien entlarvt. In der Tat ist es ja nicht 
schwierig, allen Vorstellungen einer rousseauisti-
sehen Polisdemokratie das deskriptiv zu bestätigen-
de Bild einer manipulierbaren, flüchtigen Stim-
mungen unterworfenen Massengesellschaft ent-
gegenzuhalten. 
Es ist selbstverständlich wichtig, theoretische, 
für die Bewertung politisch-sozialer Ordnungen 
folgenreiche Konzepte wie »Öffentlichkeit« auf 
ihre deskriptive Gültigkeit hin zu betrachten. Ge-
winn für beide Seiten, für die empirisch-analyti-
sche wie für die normativ-konstruktive Arbeit, 
kommt dabei allerdings nur zustande, wenn von 
einer nicht diffusen Vorstellung ausgegangen wird, 
die im Rahmen einer hinreichend entwickelten, 
umfassenden Konzeption von Recht, Staat, Gesell-
schaft und menschlicher Rationalität steht. 
Auf einen solchen Öffentlichkeitsbegriff zielt die 
oben bereits notierte Definition von HABERMAS. Sie 
ist ebenso als Umriss einer Kontrastfigur zu verste-
hen,23 die jenen Ansätzen der Gegenaufklärung 
und antiliberalen Reaktion widerspricht, die im 19. 
und 20. Jh. viele Parteigänger finden und die die 
Idee der liberalen, auf Diskurse, individuelle Ver-
nünftigkeit und pluralistische Öffentlichkeit ge-
stützten Demokratie für grundsätzlich verkehrt 
halten. 
3.3 Die »karfreitagstheologisch« inspirierte poli-
tische Anthropologie J. OE MAISTRES,24 LE BONS 
Darstellung der »Masse«,25 aber auch HEIDEGGERS 
berühmte »Man«-Analysen26 und C. SCHMIITS 
wider die Weimarer Republik gerichtete Erör-
terung der »geistesgeschichtlichen Lage des Parla-
mentarismus«27 (um nur einige der heute noch 
prominenten Theorien des 19. und der ersten Hälf-
te des 20. Jh. aufzuzählen 28), sie alle transportieren 
die typischen Vorbehalte gegen die philosophie-
geschichtliche Idee der Verwirklichung der Men-
schenvernunft. Nicht verbunden durch eine ge-
meinsame politische Doktrin ist ihr öffentlichkeits-
kritischer »Antiliberalismus« doch geeint in seiner 
Ablehnung der zwei zentralen Voraussetzungen 
der (Kantischen) Aufklärungslehre: Er verneint die 
Gegebenheit menschlicher Selbstverbesserungs-
fähigkeiten, und er bestreitet die Vereinigungskraft 
der Vernunft. 
Öffentlichkeit 
»La raison humaine ne produit que des disputes« 
ist J. OE MAlSTRES kategorisches Verdikt über den 
Vernunftglauben im Sinne KANTS. DE MAISTRE for-
muliert damit ein Motto, das sich bei C. SCHMIIT, 
bei L. STRAUSS, bei A. MAcINTYRE29 und vielen an-
deren wiederholt. Im Gegensatz zum Kantischen 
Öffentlichkeitspostulat ist »Publizität« und sind 
Meinungs- und Äußerungsfreiheit für diese Den-
ker also kein Weg zu einer Ordnung der Auto-
nomie, sondern das Mittel zur Zerrüttung jedwe-
der funktionierenden Gesellschaftsform. 
Der zweite Angriff der Gegenaufklärung gilt der 
aufklärerischen Verkennung der Menschennatur. 
Für sie ist der Mensch in jeglicher Hinsicht unzu-
länglich. St. HOLMES paraphrasiert insbesondere OE" 
MAlSTRES paradigmatische Argumentation in fol-
gender Weise: »In Wahrheit sei der Mensch eine 
verwirrte, >schwache und blinde< Kreatur, ohne fes-
ten Willen, ein >verderbtes und schwankendes We-
sen<. [ ... ] in ihm spiegle sich der kosmische Kampf 
zwischen den Mächten des Guten und des Bösen 
wider. Als Mikrokosmos des universellen Chaos 
hat der Mensch weder beständige noch miteinander 
in Übereinstimmung stehende Sehnsüchte: >Er 
weiß nicht, was er will; was er will, will er nicht, 
und was er nicht will, will er.< [ ... ] Ein derart be-
schaffenes Wesen weiß nicht im Geringsten zu be-
urteilen, was eigentlich sein Zweck ist; jemand, der 
sich immer nach dem sehnt, was er gerade nicht 
hat, der kann gar nicht rational entscheiden, was 
für ihn das Beste ist.« 30 
Die menschliche Ignoranz in Bezug auf das Gute 
und die heillose Dissensträchtigkeit der Vernunft 
wären, sofern sie uneingeschränkt gelten würden, 
in der Tat durchschlagende Argumente gegen die 
Aufklärungstheorie der Öffentlichkeit. So oder so 
schärfen sie jedoch den Blick für die Aspekte der 
Sache, die eine optimistische praktische Philosophie 
gerne ausblendet: Die Beeinflussbarkeit der »öf-
fentlichen Meinung« durch den gezielten Einsatz 
von Medien, Informationen und Stimmungskam-
pagnen; die Neigung der meisten Leute, emotional 
stark besetzten Vorurteilen eher zu trauen als ra-
tionalen Zweifeln; der Hang zur Konformität; pa-
nische Gefühlsumschwünge oder die lethargische 
Gleichgültigkeit der Menge gegenüber vorherr-
schenden Machttechniken - die Liste der Phänome-
ne, die Öffentlichkeit mit Eigenschaften der »Mas-
se« und des »Man« assoziieren, ist lang genug, um 
von einem reflektierten Öffentlichkeitsbegriff die 
illusionslose Berücksichtigung der unzweifelhaft 
negativen, massengesellschaftlichen Elemente der 
Öffentlichkeit 
Moderne zu verlangen. In der zeitgenössischen Öf-
fentlichkeitssoziologie spielt dieses Postulat denn 
auch eine wichtige Rolle (vgl. unten 4.2.) 
4. - 4.1 Begriff und Idee der Öffentlichkeit rei-
chen zurück ins 18. Jh.; wirklich produktiv als re-
gulative Orientierung und konstitutive Kategorie, 
als Leitbild volks souveräner Ordnung und als not-
wendige Fiktion für die Bewertung demokratischer 
Verhältnisse ist ihre Gestalt aber erst in der 2. Hälf-
te des 20. Jh. geworden. Im Gleichschritt mit dem 
Bedeutungszuwachs, den sie in der Gegenwarts-
moderne erfährt, verzweigen sich 'aber ihre Kon-
turen und kompliziert sich der Zusammenhang 
ihrer Momente. Der Ausdifferenzierungsprozess, 
der soziale Evolution insgesamt charakterisiert, 
transformiert auch die Elemente, die das aus-
machen, was der Name »Öffentlichkeit« sehr pau-
schal bezeichnet: 
Als sozialer Raum (»Netzwerk für Kommuni-
kation«) gliedert sich gegenwartsmoderne Öffent-
lichkeit in die verschiedenen Bereiche einer Arena 
mit mehreren Aufmerksamkeitszonen; deren Pro-
tagonisten und ihr Publikum können nach Aktivi-
täts-, nach Laien- und nach Professionalisierungs-
geraden unterschieden werden; die Rolle der 
Medien und insbesondere die Rolle der vom politi-
schen System abgekoppelten, nach marktökonomf-
schen Logiken operierenden Massenmedien müs-
sen berücksichtigt werden. Das seit den 90er Jahren 
des letzten Jh. außerordentlich dynamisch gewach-
sene World Wide Web 31 durchbricht die lange Zeit 
national staatlich bzw. sprachregional partikulari-
sierten Öffentlichkeiten; ein Vorgang, der gleich-
zeitig von der Supranationalisierung fast aller poli-
tischen Probleme in Zeiten der Globalisierung be-
fördert wird. 
Die »spezifische Stimme« der Öffentlichkeit, 
»die öffentliche Meinung«, exakt zu definieren 
wird noch schwieriger als bisher,32 weil öffentliche 
Kommunikation - gerade in Reaktion auf die 
Eigenlogik des Systems massenmedialer Aufmerk-
sarnkeitsökonomien33 - in gewisser Weise latent 
wird und abtaucht in die persönlichen Netzwerke 
der Zivilgesellschaft. 
So notiert die empirische Soziologie unter dem 
Titel »Das unterschätzte Publikum«, dass für die 
kognitiv-argumentativen Aspekte individueller 
Willensbildung (wie die Relevanzbestimmung po-
litischer Probleme und deren Situierung in einem 
allgemeinen Bewertungsschema) »die Inhalte der 
Medienberichterstattung nur einen geringen direk-
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ten Einfluss« ausüben. 34 Dazu passt, dass, erfah-
rungswissenschaftlich ausweisbar, die Bürger und 
Bürgerinnen eines auf direkte Beteiligung aus-
gerichteten politischen Systems, wie es etwa dasje-
nige der Schweiz ist3S, in ihren Meinungen viel of-
fener und weniger manipulierbar sind, als es kul-
turpessimistische Thesen über das »deliberative 
Phantasma«36 des durch öffentliche Kommunika-
tion verbundenen Publikums vermuten lassen. 
Allerdings ist klar, dass selbst im Rahmen der 
(halb)direkten Demokratie - und erst recht unter 
den Bedingungen repräsentativer Demokratie -
strikt zu unterscheiden bleibt zwischen dem Raum 
und der Wirkung von Öffentlichkeit zum Einen 
und dem Operieren des jeweiligen politischen Sys-
tems zum Anderen; nur Letzteres vermag rechts-
verbindliche Akte zu erzeugen. Die Konsequenz 
dieser Arbeitsteilung besteht in einer systematisch 
präzisierten Zweckbestimmung: Zur eigentlichen 
Aufgabe der gegenwartsmodernen Öffentlichkeit 
wird nun die Vermittlung zwischen der ursprüng-
lichsten Sphäre menschlich-kommunikativer So-
zialität - die HABERMAS auf den Spuren HUSSERLS 
als »Lebenswelt« bezeichnet - mit andererseits den 
Institutionen und Operationsmodi spezialisierter 
und selbstreferentiell funktionierender Teilberei-
che der Gesellschaft. 
Zu dieser Vermittlungsaufgabe zählt Verschiede-
nes. HABERMAS betont die Funktion des Warnens, 
d.h. die Wirkung der Öffentlichkeit als eines Reso-
nanzraumes, durch den von der offiziellen Politik 
unbeachtete Problemstellungen allererst sozial re-
levant und dringlich werden - und gelegentlich 
sogar zum Katalysator kommunikativ mächtiger 
Bewegungen. Öffentlichkeit erlaubt freiwilligen, 
nicht-staatlichen, nicht-ökonomischen Zusammen-
schlüssen privater Natur, also den Akteuren der »Zi-
vilgesellschaft«37 - der wichtigsten Agentin lebens-
weltlicher Motive - die Dinge zur Sprache zu brin-
gen, die sonst von den eigenlogischen Prozessen 
staatlich-bürokratischer Administrationen, quoten-
gesteuerter Medienunternehmen und von den 
Politmarketingmaßnahmen partikular- und klien-
telinteressengelenkter Parteigruppierungen ver-
schüttet und verschluckt würden. 
Bedeutsamer noch als durch die von einer akti-
ven Zivilgesellschaft formulierte Korrektivstimme 
wirkt Öffentlichkeit freilich durch die Rückbin-
dung aller Kommunikationen, die in ihrer Sphäre 
existieren, an die fundamentalen Ansprüche jedwe-
der sprachlichen Verständigungsvorgänge. Öffent-
lichkeit ist nicht bloß konstitutive Kategorie, Leit-
"T 
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bild und notwendige Fiktion einer vernünftigen de-
mokratischen Gesellschaftsordnung; sie ist und 
bleibt - die Bedingungen komplexer Sozialsysteme, 
unter denen sie heute steht, können ihr dieses Ver-
mögen nicht nehmen! - ein »(Un)Wahrheitsfilter« 
im Fluss publikumsadressierter Informations- und 
Mobilisierungsstrategien. 
Zwar haben nie alle die gleiche Chance, sich Ge-
hör zu verschaffen und das Einflusspotential der 
Öffentlichkeit zu nutzen, »aber der [ ... ] Einfluss, 
den die Akteure über öffentliche Kommunikation 
gewinnen, muss .sich letztlich auf die Resonanz, 
und zwar auf die Zustimmung eines egalitär zu-
sammengesetzten Laienpublikums stützen.«38 
Auch im öffentlichen Raum gilt die für das private 
Gespräch basale Differenz zwischen Prozessen ra-
tionaler Überzeugungs bildung und Versuchen ma-
nipulativer Überredung. 
Der Einfluss der »öffentlichen Meinung«, auf 
den diejenigen zielen, die das Publikum für ihre 
Sache gewinnen wollen, verdankt sich darum nicht 
schierer Propaganda und der Quantität von Prime-
time-Auftritten. Die »öffentliche Meinung« ist 
stets mehr als das bloße Aggregat einzeln abgefrag-
ter und privat geäußerter Ansichten. Sie findet Ge-
hör, insofern sie die besondere Würde einer ver-
nünftig-argumentativen Genese besitzt; als das 
Resultat einer diskursiven Prozedur, als Folge von 
Reden und Widerreden, in denen Gründe und Ge-
gengründe vorgebracht und getestet werden und 
dabei Informationen und handlungs relevante Vor-
schläge »mehr oder weniger rational verarbeitet 
werden.«3" Denn immer schon eingelassen in die 
»Öffentlichkeit als Netzwerk von Kommunikati-
on« ist so etwas wie ein gesellschaftlich wirksames 
Vernunft- und Richtigkeitsinteresse. Auch die über 
die öffentliche Kommunikation zu einem kollekti-
ven Wir vereinigten Menschen wollen (wie einzel-
ne Personen 40) so handeln können, dass sie ihre 
Handlungen als rechtfertigbar zu begreifen im 
Stande sind. 
Gewiss darf dieses Rechtfertigungsinteresse nicht 
als kategorisches »Wahrheitsverlangen « missver-
standen werden. Doch ebenso wenig sollte es als be-
liebig dehnbar unterschätzt werden: »Öffentliche 
Meinungen, die nur dank eines nichtdeklarierten 
Einsatzes von Geld oder Organisationsmacht lan-
ciert werden können, verlieren ihre Glaubwürdig-
keit, sobald diese Quellen sozialer Macht publik ge-
macht werden. Öffentliche Meinungen lassen sich 
manipulieren, aber weder öffentlich kaufen, noch 
öffentlich erpressen. «41 
Öffentlichkeit 
Öffentliche Zustimmung kann darum nicht wie 
irgendeine Verlautbarung per Verfügung gesetzt 
und nicht durch massive Propaganda kausal her-
gestellt werden, weil sie zunächst immer ein Pro-
dukt sukzessiver kommunikativer Erfahrungen auf 
der Basis menschlich-rationaler Verständigungs-
bedürfnisse ist, etwas also, dass sich autonom, 
selbstreproduktiv entwickelt, bevor es, allenfalls, 
zum Gegenstand strategisch zielbewusster Eingrif-
fe wird. Weil sie in den Intuitionen der Lebenswelt 
wurzelt, unterstehen Öffentlichkeit und öffent-
liche Meinung ursprünglich und apriori allein 
den Bedingungen, die den Vollzug jedweder dis-
kursiven Beziehung orientieren: Verständlichkeit 
der Aussagen, »Wahrheits-« bzw. »Richtigkeits" 
empfindlichkeit« der erhobenen Geltungsansprü-
che, 42 Wahrhaftigkeitsverpflichtung der Sprechen-
den. Ob etwas zwischen zwei oder einer unüber-
schaubaren Vielheit von Personen zur Diskussion 
steht, macht im Grunde keinen Unterschied: Stets 
muss, was gemein~am gelten soll, als einigermaßen 
plausibel und diesbezüglich auch überprüf- und 
rechtfertigbar erscheinen können. Das erklärt, 
weshalb sich öffentliche Meinungen manifest nicht 
manipulieren lassen. Und weil in liberal-rechts-
staatlichen, technisch modernisierten Informati-
onsgesellschaften niemand eine sichere Kontrolle 
über die »Netzwerke für Kommunikation« besitzt, 
ist es wahrscheinlich, dass Verschleierungsprakti-
ken bald einmal aufgedeckt werden: Relevante In-
formationen, abweichende Argumente, alternative 
Modelle, die auf einleuchtenden Annahmen beru-
hen, und was immer sonst eine Überredungsstra-
tegie zu erschüttern vermag, werden über kurz 
oder lang im Netz zu zirkulieren beginnen. 
4.2. Die zeitgenössische Soziologie und Kom-
munikationsforschung hat auf der Folie des norma-
tiv geladenen, dem Kantischen Publizitätsoptimis-
mus entsprechenden klassischen Diskursmodells 
der Öffentlichkeit hoch reflektierte Theorieraster 
ausgearbeitet, durch welche die Verzweigungen 
und Verfeinerungen der aktuellen Öffentlichkeits-
strukturen erfahrungswissenschaftlich verläss-
lichen Analysen zugänglich gemacht werden kön-
nen43. Die Forschung untersucht Öffentlichkeits-
rethorik, dominierende Kommunikationsmuster, 
den Deliberationsgrad massenmedial verbreiteter 
Diskussionen, den »neuen« Strukturwandel der 
Öffentlichkeit,44 usw. 
Dabei sind stets auch die von gegenaufkläreri-
scher Seite eingebrachten skeptischen Motive im 
Spiel. Die Empiriker wollen sich von keinem nor-
Öffentlichkeit 
mativen Idealismus taub machen lassen für die mit 
ausweisbaren Argumenten erhobenen Einsprüche 
gegen das Leitbild einer sich durch Vernunft und 
Diskussion selbst regulierenden Bürgergesellschaft. 
Es ist nicht überraschend, dass die entsprechen-
den Ergebnisse ziemlich ernüchternd ausfallen, 
wenn man die durch sie erfasste Realität mit den 
Idealforderungen der Philosophie demokratischer 
Selbstbestimmung vergleicht. Aber dies Resultat 
denunziert - trotz allem - weder die idealen An-
sprüche als illusionär, noch dementiert es die vor-
handenen und effektiven Diskurspotenziale der ge-
gebenen Wirklichkeit. . 
»(Heutige) politische Auseinandersetzungen 
werden mit einem beachtlichen öffentlichen Argu-
mentationsaufwand betrieben, der eher zu- als ab-
genommen hat. Viele große öffentliche Debatten 
der letzten Jahrzehnte haben den Argumentations-
haushalt westlicher Gesellschaften und die Über-
zeugungen und den Kenntnisstand eines erhebli-
chen Teils ihrer Mitglieder deutlich verändert; von 
den Debatten über die Auseinandersetzung mit 
problematischen kollektiven Vergangenheiten über 
die Außen- und Militärpolitik, Fragen der Sozial-
politik und das >Ende der Arbeitsgesellschaft<, Er-
ziehungsstile, Familienverhältnisse und Geschlech-
terbeziehungen bis zu ökologischen Problemen 
und Fragen der Einwanderungspolitik oder der >na-
tionalen Identität<. In all diesen Fällen (lässt) sich 
zeigen, dass ehemals herrschende Vorstellungen 
durch argumentative Kritik entkräftet und un-
glaubwürdig geworden sind.«45 
KANTS These, wonach »das Publikum, wenn man 
ihm nur Freiheit lässt«, gar nicht anders kann, als 
»sich selbst aufzuklären«, ist empirisch also nicht 
widerlegt, und HABERMAs' Grundüberlegung, dass 
Öffentlichkeit als Ausdehnung der ursprünglich le-
bensweltlichen Verständigungsverhältnisse densel-
ben Diskurskriterien und -ansprüchen unterstellt 
ist, die überall (und im Jargon: »kontrafaktisch«) 
gelten, wo Menschen zusammenleben, beweist 
Fruchtbarkeit gerade durch ihr Beharren auf den 
Tatsachen der faktischen Kraft des Normativen. 
4.3 Ein vollständiger Begriff von Öffentlichkeit 
ist durch philosophisches Nachdenken allein nicht 
mehr zu gewinnen. Das bestätigen schon die ein-
gangs erinnerten Diskursfelder des aktuellen Um-
gangs mit den wesentlichen Themen. Die weiterge-
hende Beantwortung der Frage »Was ist Öffent-
lichkeit?« verlangt ausser der Kenntnisnahme des 
sozialwissenschaftlichen Forschungsstandes die Be-
schäftigungen mit den Disziplinen der Staats-
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rechts- und der Kulturwissenschaft, sowie mit der 
politischen Theorie transnationaler Vergesellschaf-
tung. Dazu abschließend drei Hinweise. 
In der Öffentlichkeit werden Meinungen er-
zeugt, nicht Entscheide gefällt. Öffentlichkeit und 
der in ihr stattfindende Diskurs sind entscheidende 
Momente von Volkssouveränität, doch »die« Öf-
fentlichkeit zur eigentlichen Trägerin der politi-
schen Selbstbestimmung der Bürger und Bürgerin-
nen zu machen, wäre verkehrt. Das ist mehrfach 
festgestellt worden; nicht erwähnt worden sind je-
doch die grundrechtlich-verfassungsmäßigen Vo-
raussetzungen der Öffentlichkeit. Damit diese ihre 
Funktion im Rahmen demokratischer Meinungs-
bildung erfüllen kann, bedarf sie des vorgängigen 
rechtsstaatlichen Schutzes. Sie ist selbst zwar keine 
Institutiori, hängt aber ihrerseits von Institutionen 
ab: von in der Verfassung garantierten Grundrech-
ten und von einer sanktionsfähigen Judikative, die 
diese Rechte interpretiert und verteidigt. Weil aber 
zweitens die Akteure in der Öffentlichkei~, jeden-
falls in einer liberalen Öffentlichkeit, nur Einfluss, 
nicht politische Macht erwerben können, sind erst 
dann der vernünftigen Idee der Volkssouveränität 
gemäße, d. h. in fairen Prozeduren geprüfte Ent-
scheidungen zustande gekommen, wenn der »pu-
blizistisch-politische Einfluss die Filter der institu-
tionalisierten Verfahren demokratischer Mei-
nungs- und Willensbildung passiert (hat) und in 
legitime Rechtssetzung«46 eingegangen ist. 
Welche geschichtlichen Erfahrungen auch im 
21. Jh. zu solch betonter Rechtsstaatsbindung 
zwingen, ist klar: Es ist der rechte und linke Tota-
litarismus, der seine Herrschaft allemal auf ein-
drückliche ManifestatIonen öffentlich-massenhaf-
ter Akklamation zu stützen wusste. Dieselbe his-
torische Lektion motiviert deshalb drittens auch 
zur allgemeinen Verankerung von Öffentlichkeit 
und bürgergesellschaftlicher Aktivität in primär li-
beral definierten Ansprüchen und Wirklichkeiten: 
Ohne unversehrte Privatsphäre existiert keine le-
bendige Öffentlichkeit und keine zivilpolitische 
Praxis. Dieses Wissen ist dem kollektiven Gedächt-
nis der Gegenwart unverlierbar eingeschrieben: Ein 
»panoptischer Staat (kontrolliert) nicht nur unmit-
telbar die bürokratisch ausgetrocknete Öffentlich-
keit, er untergräbt auch die private Basis dieser Öf-
fentlichkeit.«47 Wenn nicht sicher ist, dass man 
vom Nachbarn nicht bei irgendeiner Geheimpolizei 
denunziert werden kann, und wo jederzeit zu be-
fürchten ist, dass staatliche Kräfte den- persönlichen 
Spielraum durchkreuzen, da und dann wird keine 
.,', 
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Initiative entwickelt, und kaum jemand besitzt 
noch die nötige Courage, um öffentlich die Macht 
zu kritisieren. Die Zerstörung der privaten Lebens-
bereiche zerstört die kommunikativen Energien der 
Lebenswelt, die Wurzeln und Stoffwechselketten 
sozialer Vitalität, ohne die der Raum gemeinsamen 
HandeIns verödet und zum gesichtslosen Ort ein-
samer Massen wird. 
Ohne die Ressourcen einer vitalen politischen 
Kultur nützt alles nichts. Die Öffentlichkeit exis-
tiert nie ohne diejenigen, die in ihr wirken; so wie 
es ohne aktuales Erklingen von Tönen auch keinen 
wirklichen Klangraum gibt; ohne tätiges Freisein 
keine Freiheit. 
Gemeinwesen, die den normativen Ansprüchen 
der Moderne genügen wollen, verlangen funktio-
nierende Öffentlichkeiten. Das gilt auch dort, wo 
unter dem Druck supranational zu lösender Auf-
gaben politische Großräume und institutionelle 
Regimes entstehen, die die herkömmliche national-
staatliche Willens- und Entscheidbildung durch-
kreuzen. Die zivilisatorischen Vorgänge, die unter 
den Titeln der »Globalisierung« und der »post-
nationalen Konstellation« zusammengefasst wer-
den, produzieren Nötigkeiten regulatorischer und 
regierungsanaloger Art, die von den Menschen als 
legitim erfahren werden müssen, um effektiv sein 
zu können. Fehlen die dazu passenden Öffentlich-
keiten, sind solche Erfahrungen nicht zu generie-
ren; wie realistisch ist es aber, sie zu postulieren? 
Die Frage kann nicht weiter verfolgt werden, doch 
es ist evident, dass sie eine Hauptrichtung zukünf-
tiger Öffentlichkeitsphilosophie und -soziologie 
bezeichnet.48 
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Anmerkungen 
1 Für diesen Zusammenhang steht insbesondere 
H. ARENDTS Konzeption des öffentlichen Raumes als des 
eigentlichen Ortes von »Politik«, vgl. H. Arendt 1981 
(Ut.). ARENDTS Begriff von »Öffentlichkeit« und der da-
mit verbundene Gedanke der »kommunikativen Macht« 
ist auch für HABERMAS' gesamte Diskursphilosophie von 
erheblicher Bedeutung; und zwar ebenso als wegleitende 
wie als kritisch zu präzisierende Idee,' vgl. J. Habermas, 
Hannah Arendts Begriff der Macht, in: ders., Politik, 
Kunst, Religion. Essays über zeitgenössische Philosophen, 
Stuttgart 1998,103 ff. 
2 Im Folgenden schreibe ich immer dann, wenn es um die 
Bedeutung des Ausdrucks geht, »Öffentlichkeit« in An-
führungszeichen. Steht nicht die Bedeutung des Wortes, 
sondern die vom Begriff gemeinte Sache im Blick, werden 
keine Anführungszeichen verwendet. 
3 Der identische Ausdruck »Öffentlichkeit« suggeriert 
freilich das Gegenteil und ist dadurch Ursache vielfacher 
Unklarheiten. 
4 Nicht alle politologischen Demokratietheorien lassen 
sich in gleicher Weise auf die Idee der Öffentlichkeit ein. 
Theorien, die von einem Pluralismus der Interessengrup-
pen und dem entsprechenden bargaining zwischen den 
politischen Repräsentanten dieser Gruppen ausgehen, räu-
men der Öffentlichkeit keinen Ehrenplatz ein. »In der plu-
ralistischen Tradition gilt die Öffentlichkeit als ein nicht 
sonderlich wichtiges Korrelat der Bürgerrechte« (5. Ben-
habib, Die gefährdete Öffentlichkeit, in: Transit. Europäi-
sche Revue 13 [97], 27). 
5 Vgl. S. Müller-Doohm/K. Neumann-Braun, Öffentlich-
keit, Kultur, Massenkommunikation - Bezugspunkte für 
die Aktualisierung der Medien- und Kommunikations-
soziologie, in: dies. 1991 (Ut.), 7ff. Im genannten Aufsatz 
weisen die Autoren u. a. darauf hin, dass M. WEBER bereits 
auf dem ersten Deutschen Soziologentag im Jahre 1910 
auf die Notwendigkeit einer Soziologie der Massenmedien 
aufmerksam gemacht hat (vgl. ebd. 12f.). 
• Freilich ist KANT längst nicht der einzige Philosoph des 
18. und 19. Jh., der über die Öffentlichkeit ausführlich re-
flektiert; vgl. T. Liesegang 2004 (Ut.). 
7 Im Folgenden stütze ich mich v. a. auf: f. Habermas 1992 
(Ut.). HABERMAs' außerordentlich einflussreiche Studie 
von 1962 (Ut.), die sehr viel Kritik auf sich gezogen hat, 
wird in der Arbeit von 1992 in vielerlei Punkten revidiert, 
weiterentwickelt und präzisiert. V gl. zur Rezeption von 
5trukturwandel der Öffentlichkeit auch HABERMAS' eigene 
Kommentare im Vorwort zur Neuauflage 1990 (Ut.), 11 ff. 
S f. Habermas 1992 (Ut.), 435 f. 
• Zum Gegensatz »aktiv/rezeptiv« vgl. den prägnanten 
kleinen Aufsatz: R. Dahrendorf 1974 (Ut.). 
10 Hier grundlegend: L. Hölscher 1978 (Ut.). 
11 Ebd., 436. 
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12 I. Kant1971 (Lit.), 36. 
13 L. Hölscher 1978 (Ut.), 413. 
14 Die Grenzziehung zwischen dem »Öffentlichen« und 
dem "Privaten« ist ein sehr grundsätzliches Problem, das 
unter historischen, soziologischen wie auch unter norma-
tiv-rechtlichen Gesichtspunkten behandelt werden kann 
und muss. Zum Thema gehören dann sowohl Fragestel-
lungen, die die moderne "Privatisierung« menschlichen 
(Rollen)Verhaltens bearbeiten (vgl. R. Sennett 1977 
[Ut.]), wie Analysen, die die gesellschaftspolitische (also 
»öffentliche«) Bedeutung des "Privaten« und seiner Defi-
nition untersuchen; ein Aspekt, der v. a. in der feministi-
schen Theorie sehr eindringlich verfolgt worden ist: 
»[ ... ] Veränderungen des Geschlechterverhältnisses (grei-
fen) nicht nur ins ökonomische System, sondern in den 
privaten Kernbereich des kleinfamilialen Binnenraumes 
ein. Daran zeigt sich, dass die Exklusion der Frauen für 
die politische Öffentlichkeit auch in dem Sinne konstitutiv 
gewesen ist, dass diese nicht nur kontingenterweise von 
Männern beherrscht wurde, sondern in ihrer Struktur 
und in ihrem Verhältnis zur Privatsphäre geschlechtsspe-
zifisch bestimmt gewesen ist.« U. Habermas 1990 [Ut.], 
19). Dazu zitiert HABERMAs C. Pateman, The Fraternal 50-
cial Contract, in: J. Keane (Hg.), Civil Society .and the 
State, London 1988,105. Vgl. auch ders., The Sexual Con-
tract, Cambridge (MA) 1988 und S. Benhabib/L. Nichol-
son, Politische Philosophie und die Frauenfrage, in: I. Fet-
scher/Ho Münkler (Hgg.), Pipers Handbuch der Poli-
tischen Ideen, Bd.5, München/Zürich 1987, 513 ff. Im 
vorliegenden Lexikonartikel können die zwei angespro-
chenen Folgeprobleme der Unterscheidung »öffentlich/ 
privat« nicht weiter verfolgt werden. 
15 1;. Hölscher 1978 (Ut.), 438. 
,. Ebd. 
17 Dazu weiterführend (u.a.) O. Höffe (Hg.), Immanuel 
Kant, Metaphysische Anfangsgründe der Rechtslehre, 
Berlin 1999; W. Kersting, Wohlgeordnete Freiheit. Imma-
nuel Kants Rechts- und Staatsphilosophie, Frankfurt a. M. 
21993, sowie 1. Maus, Z",r Aufklärung der Demokratie-
theorie. Rechts- und demokratietheoretische Überlegun-
gen im Anschluss an Kant, Frankfurt a. M. 1992. 
,. Vgl. Anm. 12. 
" I. Kant, über den Gemeinspruch: Das mag in der Theo-
rie richtig sein [ ... ] (1793), Akademie-Ausgabe Bd. 8, 278. 
20 Zur Grundtendenz der Kantischen Rechtsphilosophie, 
die Legitimität der Gesetzgebung von einer diskurstheo-
retisch begriffenen Idee der Volkssouveränität her zu ent-
wickeln vgl. v.a.1. Maus (Anm. 17). 
21 Vgl. F. Neidhardtl994 (Ut.), 10. 
22 Bzw. die erst im Licht dieser Erwartung erscheinende -
und gemessen am Ideal stets defizitäre - soziale Realität 
"Öffentlichkeit« . 
13 Noch nicht so klar ist das beim ftühen HABERMAS von 
1962; der Einfluss der pessimistischen Zivilisationstheorie 
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Ordnung: I. allgemein 
1. Übersicht über Ordnungsbegriffe und Ord-
nungsverständnisse 
2. Raum und Zeit als Grunddimensionen von 
Ordnung 
3. Ordnungen in Natur und Gesellschaft, im 
objektiven und im absoluten Geist 
1. »Ordnung«, so kann man mit ARISTOTELES sa-
gen, ist ein TtOAAr1.XWr:, AH0fLeVr1., d. i. ein auf viel-
fache Weise Ausgesagtes.
' 
Wir sagen, der Begriff 
»Ordnung« hat vielfältige Bedeutungen, die jedoch 
weder zusammenhangslos nebeneinander stehen 
noch gar einander widersprechen, sondern einen 
gemeinsamen Kontext, eine »Familienähnlichkeit« 
besitzen. Entscheidend für ein bestimmtes Ord-
nungsverständnis ist in der Regel der Gegenbegriff 
Ordnung 
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oder der Parallelbegriff und/oder überhaupt ein be-
stimmter relativ gut abgrenzbarer Kontext wie der 
der Ethik oder der Ästhetik. Zwölf solcher Ver-
ständnisse seien aufgeführt: 
(1.) »Ordnung« ist eine ih der Alltagswelt häufig 
in Anspruch genommene Kategorie, in der sich 
Sachgehalt und wertmäßig-Normatives unter kei-
nen Umständen trennen lassen, - einer diesbezüg-
lichen sprachanalytisch-metaethischen Forderung 
nach Trennung nachzukommen, liefe darauf hi-
naus, jedenfalls das alltagsweltliche Verständnis 
von Ordnung ab initio zu verfehlen. Allerdings 
verhält es sich nicht so, dass die Gegenbestimmung 
zu Ordnung einfach die Unordnung/das Chaos wä-
re; vielmehr sind diese nur das eine Extrem, ein 
Zuwenig/der (gänzliche) Mangel an Ordnung, 
